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GASTKOMMENTAR

Kinderarmut wird
vernachlässigt
VON THOMAS KRÜGER

Die Umsetzung und Bekanntmachung der
Rechte von Kindern ist in Deutschland An-
spruch und Pflicht gleichermaßen. Der
Kinderreport Deutschland des Deutschen
Kinderhilfswerkes wirft mit einer repräsen-
tativen Befragung jedes Jahr einen Blick auf
den Stand der Kinderrechte im Land. Die-
ses Jahr fallen vier Aspekte besonders ins
Auge.

Zum einen ist die UN-Kinderrechtskon-
vention in Deutschland nach wie vor kaum
bekannt. Lediglich 15 Prozent der befrag-
ten Erwachsenen und Kinder geben an,
dass ihnen Kinderrechte ein Begriff sind.
Notwendig ist daher eine Bildungsoffensive
zum Thema Kinderrechte, die vor allem auf
das Umfeld Schule zielen muss. Zudem plä-
dieren Kinder und Jugendliche vor allem
für mehr Mitbestimmung in der Schule (95

Prozent) und in der Familie (93 Prozent).
Deshalb tritt das Deutsche Kinderhilfswerk
dafür ein, Beteiligungsrechte von Kindern
und Jugendlichen nachhaltig zu stärken
und sie durch eine Absenkung des Wahl-
alters in demokratische Partizipationspro-
zesse mit einzubeziehen.

Auch zum Thema Kinderarmut liefert
der Kinderreport wichtige Erkenntnisse. In
den letzten Jahren konnten leider keine
substanziellen Erfolge bei der Bekämpfung
der Kinderarmut erzielt werden. 85 Prozent
der Erwachsenen sehen zu niedrige Ein-
kommen als wichtigen Grund für Kinderar-
mut in Deutschland. Außerdem werden die
Situation von Alleinerziehenden sowie die
Vernachlässigung des Themas durch die
Politik von ihnen als wesentliche Einfluss-
faktoren genannt. Notwendig ist daher ein
bundesweites Programm zur Bekämpfung
der Kinderarmut in Deutschland. Eine be-
darfsgerechte Anpassung der Regelsätze für
Kinder, eine kostenfreie Versorgung mit gu-
ter Ernährung in Kindertageseinrichtungen
und Schulen und perspektivisch die Ein-
führung einer Kindergrundsicherung in
Höhe von rund 550 Euro sind hier die we-

sentlichen Stichworte. Der Aussage, dass
von Armut betroffene Kinder weniger
Chancen auf einen guten Bildungsab-
schluss haben und sich Armut dadurch
fortsetzt, stimmen 89 Prozent der Erwach-
senen zu. Und das, obwohl Bildung als
Schlüssel für gesellschaftliche Teilhabe und
für den chancengerechten Zugang zu einer
angemessenen beruflichen Entwicklung
von entscheidender Bedeutung ist. Auch
bei der Integration von Flüchtlingskindern
gewinnt dies verstärkt an Bedeutung. Es be-
stehen starke Zweifel, ob uns das alles mit
dem derzeit gesetzlich fixierten Koopera-
tionsverbot zwischen Bund und Ländern
im schulischen Bereich gelingt. Hier sollten
wir zu anderen Lösungen kommen. Das
sieht auch die überwältigendeMehrheit der
Bevölkerung in unserem Land so. 93 Pro-
zent der Befragten sind der Ansicht, dass
zur Behebung dieses Problems ein einheitli-
ches Bildungssystem ohne deutliche Unter-
schiede zwischen den Bundesländern not-
wendig ist.

Der Autor ist Präsident des Deutschen
Kinderhilfswerkes
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Inhumane
Experimente
VON STEFAN REHDER

Das erklärte Ziel der Forscher um Kathy
Niakan vom Londoner Francis Crick-
Institute ist es, in menschlichen Emb-
ryonen jene Gene ausfindig zu ma-
chen, die dafür verantwortlich sind,
dass diese zu gesunden Menschen he-
ranreifen. Das klingt gut, ist es aber
nicht. Weil kein noch so guter Zweck
auch schon die Mittel heiligt, lassen
sich als „gut“ nur solche Handlungen
qualifizieren, bei denen nicht bloß das
anvisierte Ziel, sondern auch die dazu
verwandten Mittel „gut“ genannt wer-
den können. Das ist bei den Experi-
menten, die Niakan und ihr Team pla-
nen, nicht der Fall. Die Mittel, mit
denen sie ihr Ziel erreichen wollen,
sind „schlecht“. Wobei „schlecht“ so-
gar noch untertrieben ist. „Schlecht“
ist auch ein versalzenes Gericht oder
eine nicht mehr ausreichende Leistung
in einer Mathematik-Klausur. So gese-
hen sind die Experimente, die Niakan
plant und die die britische Aufsichtsbe-
hörde HFEA (Human Fertilisation and
Embryology Authority) Anfang derWo-
che genehmigte, nicht bloß „schlecht“;
sie sind schlicht inhuman.

Und das gleich aus mehreren Grün-
den. Um dies einzusehen, lohnt es, sich
zunächst vor Augen halten, dass es sich
bei den geplanten Experimenten um
„fremdnützige Forschung“ handelt.
Was immer Niakan und ihr Team he-
rausfinden werden, wird niemals den
„beforschten“ Embryonen selbst zugu-
te kommen, sondern allenfalls ihren
ebenfalls in der Petrischale erzeugten
Artgenossen. Für fremdnützige For-
schung aber existieren klare Regeln. Zu
ihnen gehört die Einwilligung der Pro-
banten. Sich derer zu versichern ist in
diesem Fall unmöglich. Anders als bei
komatösen Patienten muss auch der
ohnehin wenig taugliche Versuch, den
mutmaßlichen Willen nicht-einwilli-
gungsfähiger Probanten zu ermitteln,
hier von vorneherein scheitern. He-
rausfinden zu wollen, was jemand wol-
len würde, der noch nie ein Wollen ar-
tikulieren konnte, wäre bestenfalls gro-
tesk. Dass die HFEA sich damit beschei-
det, dass die Gametenspender – von El-
ternmagman in einem solchen Fall gar
nicht reden – ihre im Labor erzeugten
Nachkommen der Forschung zur Verfü-
gung gestellt haben, degradiert diese zu
einer Sache. Dies wäre jedoch nur dann
akzeptabel, wenn sich zeigen ließe, dass
sich der Mensch nicht als Mensch ent-
wickelt, sondern von einem „(Noch-)
Nicht-Menschen“ zu eben diesem. Bis-
lang ist dies niemandem gelungen.Wer
aber nicht zeigen kann, wie aus einem
„etwas“ ein „jemand“ wird (R. Spae-
mann), ist moralisch verpflichtet, den
menschlichen Embryo auch im frühes-
ten Stadium seiner Entwicklung genau
als das anzusehen, als das sich seine
ausgewachsenen Artgenossen erwei-
sen: nämlich als Personen.

Mit Personen aber dürfen nur Expe-
rimente durchgeführt werden, denen
sie entweder selbst zugestimmt haben,
oder die ihnen, wenn sie nicht-zustim-
mungsfähig sind, mehr nützen als
schaden. Auch das ist hier nicht der
Fall. Die HFEA verpflichtet die Forscher,
die Embryonen zum Abschluss der Ex-
perimente zu vernichten. Damit soll
verhindert werden, dass genetisch mo-
difizierte Embryonen geboren werden
und ihre modifizierten Gene vererben
können. Den Tabubruch des Eingriffs
in die Keimbahn folgenlos machen zu
wollen, indem man die Opfer tötet, ist
der Gipfel der Inhumanität. Wer sich
dazu hergibt, versagt nicht bloß als For-
scher. Er versagt als Mensch.

GLOSSE

Noch eine
Fluchtwelle
Es ist eine humanitäre Katastrophe, die
sich vor unser aller Augen ereignet. Mil-
lionen Menschen sind derzeit auf der
Flucht: Heimatlos Gewordene, vertrieben
aus einer Welt, die nur noch wenig mit
der gemein hat, in der sie groß geworden
sind. Kriegsversehrte, die Schutz und Zu-
flucht vor den furchtbaren Folgen der
Globalisierung suchen. Gewissenlose
Schleuserbanden versprechen diesen
Flüchtlingen Alternativen, die es in die-
sem Leben gar nicht geben kann: Eine
Zukunft in Ländern, in denen Milch und
Honig fließen. Auf ihrer Flucht dorthin
haben die Migranten scheinbar nur das
Allernötigste mitgenommen. Alles, was
sie für das nackte Überleben nicht zu be-
nötigen glauben, haben sie in ihrer eins-
tigen Heimat zurückgelassen oder unter-
wegs – wie Ballast – über Bord geschleu-
dert: Empathie, Mitleid, Güte, Werte. Sie
kommen aus Staaten, die bislang als si-
chere Herkunftsländer galten: Aus den
Vereinigten Staaten, Frankreich, Groß-
britannien und Deutschland. Sie fliehen
vor ihren Ängsten. Wie Schiffbrüchige an
eine Holzplanke, so klammern sie sich an
Hass. Wir sind moralisch verpflichtet,
auch diesen Flüchtlingen zu helfen. Wir
müssen versuchen, sie zu retten, bevor sie
in einem Ozean aus Galle ertrinken. Zum
Glück ist Deutschland, wenn auch der-
zeit erstaunlich irre, immer noch ein star-
kes Land. Deshalb schaffen wir auch das.
Selbst das. Zumal es für die Rettung dieser
Flüchtlinge längst einen Masterplan gibt.
Einen, der älter ist als die Welt. Er, und
nur er, vermag die Grenzen unserer Her-
zen zu öffnen. Selbst dort, wo auf ihn ge-
schossen werden soll. STEFAN REHDER

v.l.n.r.: Professor Martin Wagener, BAKS-Vizepräsident Thomas Wrießnig, die Repräsentan-
tin der Taipehvertretung in Deutschland, Agnes Hwa-Yue Chen, Professor Saocheng Tang
und Dr. Frédéric Krumbein von der Stiftung Wissenschaft und Politik. Foto: Michael Leh

Gibt esnur einChina?
Der Bundesakademie für
Sicherheitspolitik nimmt die
Entwicklung der Beziehungen
von Peking und Taipeh unter
die Lupe VON MICHAEL LEH

„Neue Spannungen in der Taiwanstraße?“
So hieß das Thema einer Fachkonferenz der
Bundesakademie für Sicherheitspolitik
(BAKS) in Berlin. Knapp 70 deutsche und
taiwanische Teilnehmer aus Wissenschaft,
Diplomatie, Journalismus, politischen Stif-
tungen und Think Tanks erörterten die si-
cherheitspolitischen Implikationen der
Wahlen in der Republik China, wie der offi-
zielle Staatsname Taiwans lautet. Am 16. Ja-
nuar hatte dort nicht nur die Präsident-
schaftskandidatin Tsai Ing-wen von der
„Demokratischen Fortschrittspartei“ (DFP)
gesiegt, sondern die bisherige Oppositions-
partei DFP errang auch die Parlaments-
mehrheit.

In Peking wünschte man sich den Sieg
der chinafreundlicheren Nationalpartei
Kuomintang (KMT). Allerdings hatten sich
die Kommunisten auf dem Festland schon
auf deren Niederlage einstellen können.
Tsai Ing-wen hatte seit langem mit großem
Abstand in den Wahlumfragen geführt.
Martin Eberts, der Generaldirektor des
„Deutschen Instituts Taipei“, wie die inoffi-
zielle Vertretung Deutschlands in Taiwan
heißt, erklärte: „Dass die ersten Reaktionen
Pekings auf die Wahlen in Taiwan ver-
gleichsweise moderat ausfielen, ist ein gu-
tes Zeichen, sagt aber noch nicht viel darü-
ber aus, was in den kommenden Monaten
geschehen wird.“ Vieles hänge natürlich
davon ab, wie sich Frau Tsai positioniere.

Die Amtseinführung von Tsai Ing-wen
erfolgt erst am 20. Mai. Bis dahin bleibt
auch die bisherige KMT-Regierung noch im
Amt. Zum neuen Parlamentspräsidenten
wurde aber bereits der DFP-Politiker Su Jia-
chyuan gewählt. Die DFP hatte 68 der ins-
gesamt 113 Parlamentssitze errungen, die
KMT nur noch 35. Die erst im Januar 2015
gegründete „Partei der neuen Kraft“ (New
Power Party) mit dem Rockmusiker Freddy
Lim erhielt fünf Mandate. Insgesamt waren
18 Parteien zur Wahl angetreten.

Agnes Hwa-Yue Chen, die „Quasi-Bot-
schafterin“ Taiwans in Berlin, die sich nur
„Repräsentantin der Taipeh-Vertretung“
nennen darf, zitierte auf der BAKS-Tagung
ein Lob von Außenminister Frank-Walter
Steinmeier: „Der freie und faire Ablauf der
Wahl hat deutlich gezeigt, wie fest verwur-

zelt die Demokratie in Taiwan ist undwelch
hohen Stellenwert demokratische Werte in
Taiwan genießen.“ Frau Chen schilderte die
Entwicklung der Beziehungen mit der
Volksrepublik China in der Amtszeit des
bisherigen Präsidenten Ma Ying-jeou. Un-
ter anderem verwies sie darauf, dass in den
letzten sieben Jahren vierzehn Millionen
Touristen von „Festland-China“ die Inselre-
publik besuchten und es dort inzwischen
33000 Studenten aus der Volksrepublik
gibt. Die designierte Präsidentin Tsai wolle
„gleichbleibende, vorhersehbare und nach-
haltige Beziehungen“ zu Festland-China, so
Frau Chen. In Peking hatte man allerdings
schon drohend auf den „Konsens von
1992“ verwiesen, den auch die neue DFP-
Regierung in Taiwan zu akzeptieren hätte,
solle kein „großes Beben“ ausgelöst werden.
Die DFP lehnt diesen sogenannten Konsens
ab. 1992 hatten sich zum ersten Mal seit
1949 Vertreter der Volksrepublik und Tai-
wans in Singapur zu Gesprächen getroffen.
Dabei ging es auch um „Ein China“.

Die seinerzeitige KMT-Regierung erklär-
te zu dem Treffen unter anderem in einem
offiziellen Dokument im Jahr 1997: „Auf
beiden Seiten der Taiwanstraße besteht
Übereinstimmung, dass es nur ein China
gibt. Allerdings haben beide Seiten ver-
schiedene Auffassungen darüber, was ,ein
China‘ bedeutet.“ Für Peking, so erklärte
Taipeh weiter, bedeutet „ein China“ die
Volksrepublik China – innerhalb deren Tai-
wan nach einer Vereinigung ein besonderes
Verwaltungsgebiet bilden solle. Taipeh hin-
gegen verstehe unter „ein China“ die 1911
gegründete Republik China mit der Souve-
ränität über ganz China. Die Republik
China übe derzeit freilich nur die Jurisdik-
tion über Taiwan und die ihm zugehörigen
Inseln Penghu, Kinmen und Matsu aus.

„Taiwan ist Teil von China, und das chine-
sische Festland ist ebenfalls Teil Chinas“, so
lautete der Standpunkt Taipehs.

Der noch amtierende Präsident Ma
Ying-jeou hat bis zuletzt die Bedeutung die-
ses „Konsenses“ für gute und stabile Bezie-
hungen mit der Volksrepublik hervorgeho-
ben. In der DFP hingegen wird der Begriff
„Ein China“ und somit der „Konsens“ (die-
ser Begriff wurde erst im Jahr 2000 von dem
KMT-Politiker Su Chi geprägt) als Basis oder
Voraussetzung für Verhandlungen mit Pe-
king abgelehnt. Tsai Ing-wen hat sich bis-
lang nicht zu dem „Konsens von 1992“ be-
kannt, sondern erklärt, dieser wäre allen-
falls eine „Option“. Sie verwendete nur den
Begriff des „Status quo“, der aufrecht erhal-
ten bleiben solle.

In einem Zeitungsinterview erklärte sie
vor kurzem, den Begriff „Konsens von
1992“ vermeidend, sie „verstehe und res-
pektiere“ das „historische Faktum“, dass
„1992 einige gemeinsame Bestätigungen
und Einsichten“ zwischen Peking und Tai-
wan erreicht worden seien. Dies gehöre zu
den „bestehenden politischen Grundla-
gen“, außerdem aber auch das derzeitige
„verfassungsrechtliche System“ Taiwans,
dessen „demokratische Prinzipien“ und die
Meinung seiner Bevölkerung. Die Aufrecht-
erhaltung des Friedens und der Stabilität in
der Taiwanstraße werde von allen erwartet
und sei nicht nur die Verantwortung einer
Seite, so Tsai. Auf der BAKS-Tagung meinte
Professor Gunter Schubert von der Univer-
sität Tübingen, Tsai werde den „Konsens
von 1992“ weiterhin nicht akzeptieren. Es
gibt allerdings auch taiwanische Stimmen,
die bezweifeln, ob Tsai dies wird durchhal-
ten können; immerhin hat sie den „Kon-
sens“ auch bereits eine „Option“ genannt.

Cremisan-Tal: Israelmuss
Mauerlaufnichtoffenlegen
Jerusalem (DT/KNA) Israels Verteidigungs-
ministerium muss den geplanten Verlauf
der israelischen Sperrmauer im Cremisan-
Tal bei Beit Dschalla nicht offenlegen.
Israels Oberstes Gericht wies eine entspre-
chende Petition der katholischen Men-
schenrechtsorganisation Saint Yves Society
zurück, wie das Lateinische Patriarchat von
Jerusalem am Montag mitteilte. In dem seit
Jahren andauernden Rechtsstreit um den
Mauerbau auf privatem, palästinensischen
Land hatte Saint Yves das Gericht im Juli im
Namen der betroffenen Salesianerschwes-
tern zusammen mit der Stadt Beit Dschalla
und betroffenen Landbesitzern aufgefor-
dert, einen Baustopp für die Sperranlage
anzuordnen. Dieser solle gelten, bis das
israelische Verteidigungsministerium den
geplanten Verlauf veröffentlicht und allen
Parteien Einspruchsmöglichkeit einge-
räumt habe. Die Veröffentlichungspflicht
solle verhindern, dass Tatsachen geschaffen
werden, ohne dass die Betroffenen zuvor
angehört wurden, hieß es zur Begründung.
Das Gericht wies die Forderung laut Saint
Yves zurück und verwies auf ein Urteil von
2015, demzufolge Sicherheitsbedürfnisse
den Bau der Sperranlage rechtfertigten.
Gleichzeitig hatte das Gericht den betroffe-
nen Landbesitzern, darunter 58 christliche
Familien, zwei Klöster und eine Schule des
Salesianerordens, das Recht eingeräumt,
Einspruch gegen einenMauerverlauf einzu-
legen, der ihr Recht auf freien Zugang zu
ihren Ländereien gefährdet. Zahlreiche Kir-
chenvertreter, darunter die Deutsche Bi-
schofskonferenz, verurteilten den Beginn
der Bauarbeiten im August.

Allein in Berlin: 57 Angriffe
auf Flüchtlingsheime
Berlin (DT/dpa) Die Zahl fremdenfeindli-
cher Angriffe auf Flüchtlingsheime in Ber-
lin ist im vergangenen Jahr auf 57 Taten ge-
stiegen. Die Zunahme liegt nach dem aktu-
ellen Stand bei 46 Prozent. Das geht aus
einer Antwort des Senats auf eine Anfrage
der Grünen-Abgeordneten Clara Herrmann
hervor. Häufig wurden keine Täter gefasst.
Die meisten der in Vorjahren ermittelten
Verdächtigen gehörten zur Szene der
Rechtsextremisten und Neonazis.

Iran will Einfluss auf
Syriens Präsident nehmen
Teheran (DT/dpa) Der Iran will sich nach
den Worten von Bundesaußenminister
Frank-Walter Steinmeier beim syrischen
Präsidenten Baschar al-Assad dafür einset-
zen, dass mehr humanitäre Hilfe in Syrien
ermöglicht wird. Die iranische Führung
habe ihm zugesichert, dass sie ihren Ein-
fluss auf das Regime in Damaskus in den
Genfer Friedensgesprächen auch nutzen
werde, sagte Steinmeier nach einem Treffen
mit Präsident Hassan Ruhani in Teheran.

Röttgen dringt auf rasche
Hilfe für Syrien
Berlin (DT/dpa) Vor der heutigen Syrien-
Geberkonferenz hat der CDU-Außenpoliti-
ker Norbert Röttgen die Staatengemein-
schaft zu rascher Hilfe aufgerufen. „Die
Menschen hungern jetzt. Die Menschen
sterben jetzt. Und darum muss jetzt gehol-
fen werden“, forderte der Chef des Auswär-
tigen Ausschusses des Bundestags in einem
Gespräch mit der Deutschen Presse-Agen-
tur in Berlin. „Ansonsten kommt der Tod
früher als das Geld“, ergänzte Röttgen.

Nordkorea droht
Abschuss neuer Rakete
Seoul/Tokio (DT/dpa) Mit Warnungen und
Abschussdrohungen haben Südkorea und
Japan auf die umstrittenen Pläne des Nach-
barn Nordkorea zum Start einer neuen
Weltraumrakete reagiert. Japan will die Ra-
kete im Fall einer unmittelbaren Gefahr in
der Luft zerstören. Ministerpräsident Shin-
zo Abe rief wie die südkoreanische Regie-
rung das Regime in Pjöngjang auf, auf den
Start zu verzichten. Sie vermuten dahinter
einen unzulässigen Raketentest für das
Atomwaffenprogramm Nordkoreas.
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